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Die Napoleonische Kriegsentschädigung
für Regensburg
V o n D r . H e i n r i c h H u b e r
Über die Beschießung und Erstürmung der Stadt Regensburg am
unglücklichen 23. April 1809 ist bereits ein umfangreiches Schrifttum1)
erwachsen, das über den Verlauf der Kampfhandlungen und die dabei
angerichteten Verwüstungen eingehenden Aufschluß gibt. Dagegen ist
es der heutigen Generation fast gänzlich aus dem Gedächtnis entschwun-
den, daß der Ersatz dieser Kriegsschäden seinerzeit von Kaiser Napoleon
selbst angeordnet wurde und daß die Verhandlungen hierüber mehr als
60 Jahre lang unter vier bayerischen Königen die Gemüter in Regens-
burg und Umgebung erregten, mehrere Generationen von Beamten in
Bewegung setzten und ganze Berge von Akten erzeugten. Das Schrift-
tum ü t e r diesen Gegenstand ist sehr spärlich. In dem 1896 in vierter
Auflage erschienenen, heute noch für die Regensburger Ortsgeschichts-
forschung unentbehrlichen Buch „Regensburg in seiner Vergangenheit
und Gegenwart" von Hugo Graf von W a l d e r d o r f f heißt es bei
der Erwähnung des Stadtamhofer Brandes von 1609 auf Seite 580 in
einer Fußnote von 4/4 Zeilen: „Die Stadt Regensburg erhielt auf An-
ordnung des Kaisers Napoleon damals 1000 000 Francs; im Jahre 1821
war die Summe bis auf einen Reservefond von 30 000 fl ausbezahlt;
um diese Reserve entspann sich noch ein Streit zwischen Regensburg
und Stadtamhof, welches an derselben auch partizipiren wollte." Ferner
hat der verdienstvolle langjährige Vorstand des Historischen Vereins
der Oberpfalz, Dr. Cornelius W i l l , im 47. Bande der Vereinsverhand-
lungen unter dem Titel „Archivalische Beiträge zur Geschichte der
Erstürmung von Regensburg am 23. April 1809 und deren Folgen" aus
dem Nachlasse des Dompropstes und fürstprimatischen Landesdirek-
tionspräsidenten und Statthalters Graf Thurn-Valsassina einschlägiges
Material zu dieser Angelegenheit veröffentlicht; es fehlte ihm aber bei
der Art der benutzen Aktenstücke, die aus dem Privatbesitz des Grafen
Thurn stammen und ihre Erhaltung doch mehr oder minder dem Zufall
verdanken, überdies auch nur bis zum Jahre 1821 reichen, die Möglich-
keit, dieses Material zu einer zusammenfassenden systematischen Dar-
stellung zu verarbeiten. Wilhelm H a u s e n s t e i n beschäftigt sich in
seiner verdienstlichen Dissertation: „Die Wiedervereinigung Regens-
Jburgs mit Bayern im Jahre 1810" (München 1905) S. 112 ff., S. 117 f.
eingehend mit der Vorgeschichte der Napoleonischen Schenkung, die
über den Vollzug derselben erwachsenen Amtsakten sind aber von ihm
itiicbt verwertet worden. Der fleißige Historiker Heinrich S c h ö p p l
endlich, dem leider nur ein kurzes Wirken im Dienste der Regens-
b^ Ortsgeschichtsforschung beschieden war, scheint die vorgenann-
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ten, freilich lückenhaften und zum Teil auch unrichtigen Veröffentli-
chungen nicht gekannt oder nicht beachtet zu haben, denn er äußert
sich in einem 1909 im „Regensburger Anzeiger" veröffentlichten, auch
als Sonderdruck erschienenen Aufsatz „Die Erstürmung von Regensburg
durch Napoleon am 23. April 1809" folgendermaßen: „Auch später
empfing; er [Napoleon] eine Deputation, welche sich nach Wien begeben
hatte mit der Bitte um Hilfe in der Not, erkundigte sich um die Höhe
des erlittenen Schadens und versprach derselben eine Unterstützung im
Betrage von einer Million Franken. Darüber, ob diese Summe jemals
zur Auszahlung gekommen, ist nichts bekannt." Was sonst noch über
diese Brandentschädigung gelegentlich in der Literatur zu finden ist,
ist nur dürftig und geht über geheimnisvolle Andeutungen von einer
durch Napoleon versprochenen, aber nicht gewährten Millionenschenkung
nicht hinaus. Um so erfreulicher ist es, daß die in dieser Angelegenheit
im bayerischen Finanzministerium erwachsenen, später an das Haupt-
staatsarchiv abgegebenen Akten erhalten geblieben und durch recht-
zeitige Flüchtung auch den Verwüstungen des Bombenkriegs entgangen
sind. Sie füllen nicht weniger als 10 starke Faszikel (Signatur: MF
22 800—22 809).
Es ist nicht leicht, sich durch diese anfänglich ganz unübersehbar
erscheinende Fülle von Aktenstücken, Bitt- und Beschwerdeschriften,
Tabellen, Berichten, Reskripten und Gerichtsurteilen, die sich häufig
genug widersprechen und gegenseitig aufheben, hindurchzuarbeiten und
aus ihnen den für die Ortsgeschichte von Regensburg wertvollen tat-
sächlichen Kern herauszuschälen. Gleichwohl wird dieser Versuch im
nachstehenden gewagt und damit ein weiterer Beitrag zur Geschichte
jener für Regensburg so verhängnisvollen Kriegsereignisse geboten, wo,
wie es in einer von den geschädigten Regensburger Haus- und Realitä-
tenbesitzern im Jahre 1822 an den Bayerischen Landtag gerichteten
Eingabe in der gefühlvollen Sprache der Biedermeierzeit einmal heißt,
„nach gedämpfter Siegeswut selbst der rauhe, mit den Szenen mensch-
lichen Elends vertraute Krieger manche schöne Thräne des Mitleides
über seine bärtige Wange herabträufeln ließ".
I.
Als Kaiser Napoleon am Tage nach der am 23. April 1809 erfolgten
Beschießung und Einnahme von Regensturg in Begleitung des fürst-
primatischen Landesdirektionspräsiden ten. und Statthalters Graf Thurn
den in Asche gelegten Stadtteil besichtigte, versprach er den ihn um-
gebenden jammernden Einwohnern von Regensburg mündlich eine Ent-
schädigung. In einem Armeebulletin aus dem französischen Hauptquar-
tier, de dato Mühldorf, 27. April 1809, wurde dieses Versprechen bestätigt
und erneuert. Es heißt dort:2)
Les habitans de Ratisbonne s'etant tr&s bien comportes, et ayant
montre Tesprit patriotique et confedere, que nous 6tions en droit
d'attendre d'eux, S. M. a ordonne, que les degäts, qui avoient ete faits,
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seroient repares ä ses frais, et particulierement la restauration des
maisons ineendi&es dont la depense s'elevera ä plusieurs millions.
In deutscher Sprache ist das wichtige Bulletin wiedergegeben in der
„Münchener Politischen Zeitung" Nr. 107 vom 10. Mai 1809 S. 462. Diese
wohl als offiziell anzusehende Übersetzung lautet:
Da die Einwohner von Regensburg sich sehr gut betrugen und jene
patriotische Gesinnung gezeigt haben, welche man von denselben zu
erwarten berechtigt war, so haben Se. Majestät befohlen, daß der
Ersatz ihres erlittenen Schadens, und insbesondere die Wiederher-
stellung ihrer niedergebrannten Häuser, deren Werth sich auf mehrere
Millionen beläuft, auf seine Kosten geleistet werde.
Da jedoch zunächst keine weiteren Maßnahmen zur Erfüllung des kai-
serlichen Versprechens erfolgten, begab sich Graf Thurn, ein gewandter
Hofmann, im Einverständnis mit dem Landesherrn von Regensburg,
Fürstprimas Dalberg, in das kaiserliche Hauptquartier nach Schönbrunn,
um dort die Angelegenheit weiterzubetreiben. Er brachte auch tatsäch-
lich ein Handschreiben Napoleons de dato Schönbrunn, den 19. Juni 1809,
an den Fürstprimas zurück, in dem der Kaiser den Geschädigten der
Stadt Regensburg eine Entschädigung versprach. Eine bestimmte Summe
war auch in diesem Schreiben nicht genannt. Das in französischer Sprache
abgefaßte Schreiben, dessen Wortlaut bei Will a. a. O. S. 211 vollständig
und richtig abgedruckt ist, lautet in deutscher Übersetzung folgender-
maßen:
Ich habe Ihren Brief erhalten. Ich danke Ihnen für das, was Sie
mir darin sagen. Ich habe mit Vergnügen den Herrn Grafen Thurn
gesehen. Ich will der Stadt Regensburg wohl. Mit Bedauern habe ich
vernommen, daß ihre Verluste so groß sind. Ich mache ihr ein Ge-
schenk mit dem Wert der Summe, welche ich ihr versprochen habe,
um unter die Ärmsten und diejenigen, welche am meisten gelitten
haben, ausgeteilt zu werden.
Ich bitte Gott, mein Bruder, daß er Sie in seinen heiligen und
würdigen Schutz nehme.
Schönbrunn, den 19. Juni 1809
Napoleon
Wie Graf Thurn selbst berichtet (Will a. a. O. Seite 306), hatte ihm
Napoleon bei der Audienz noch mündlich eröffnet, daß er die verheißene
Unterstützung für Regensburg im Betrage von wenigstens einer Million
bereits auf die vom Fürstentum Salzburg zu zahlende Kriegskontribu-
tionssumme angewiesen habe, und der französische Minister der aus-
wärtigen Angelegenheiten, Graf Champagny, setzte den Grafen Thurn
von der erfolgten Anweisung in Wien auch noch mündlich offiziell in
Kenntnis.
D a s H a n d s c h r e i b e n N a p o l e o n s vom 19. J u n i 1809
u n d s e i n e A u s l e g u n g b i l d e t e n f o r t a n d i e G r u n d l a g e
f ü r a l l e V e r h a n d l u n g e n u n d S t r e i t i g k e i t e n d e r f o l -
g e n d e n J a h r z e h n t e .
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Über das Handschreiben, das hier im Original wiedergegeben wird,
und seine wechselvollen Geschicke ist folgendes zu bemerken: Es be-
findet sich auf einem vierseitigen, aber nur auf der ersten Seite beschrie-
benen Briefbogen von 1834 cm Breite und 23 cm Höhe und ist von
Napoleon eigenhändig unterschrieben, während der Text von anderer
Hand geschrieben ist, vermutlich auf Diktat des Kaisers. Erhalten ist
auch noch der mit dem kaiserlichen Siegel in rotem Lack gesiegelte
Briefumschlag, der die Aufschrift trägt: A mon Frere Le Prince Primat.
Das Schreiben wurde dem Fürstprimas, der sich nach der Einäscherung
seiner Residenzstadt Regensbürg bald in Aschaffenburg, bald in Frank-
furt aufhielt, noch im Juni 1809 vorgelegt und gelangte am 6. Juli 1809
durch den fürstprimatischen Minister von Albini wieder an die Landes-
direktion in Regensburg zurück, deren Präsident Graf von Thurn war.
Auf Befehl des Ministers Montgelas wurde es sodann im August 1810
mit anderen auf die Angelegenheit bezüglichen, hauptsächlich bei der
fürstprimatischen Landesdirektion erwachsenen Aktenstücken an die
damals in Regensburg behufs Übernahme der Stadt auf Bayern weilende
Hofkommission üt ergeben, von welcher es im weiteren Verlauf an die
Finanzdirektion (später Regierungsfinanzkammer) des Regenkreises in
Regensburg gelangte. Im Jahre 1852 mußte das Aktenheft mit den
Schriftstücken, das die Aufschrift erhalten hatte „Dokumente die Schen-
kung des Kaisers Napoleon für die im Jahre 1S09 Verunglückten Re-
gensburgs betreffend", an das Finanzministerium nach München einge-
sandt werden, welches seiner zur Information über die damals immer
noch schwebenden Prozesse bedurfte. Im Jahre 1855, nachdem die Pro-
zesse in der Hauptsache erledigt waren, wurde es dem Archiv dieses
Ministeriums einverleibt und im sogenannten Geheimschrank verwahrt,
bis es 1937 mit einer größeren Aktenabgate an das Bayerische Haupt-
staatsarchiv gelangte, wo es nach 85jähriger Verschollenheit der Ver-
fasser dieses Aufsatzes am 17. Juli 1940 glücklich ans Tageslicht förderte
und in Vorahnung der kommenden Dinge sofort photographieren ließ.
Das wertvolle Aktenheft war damals noch nicht archivalisch signiert; es
führte in dem vom Finanzministerium bei der Aktenabgabe mitabgege-
benen Repertorium (Sachakten, Seite 766) die Nummer 9193/28 und trug
die Überschrift: „Die Streitsache der Abgebrannten zu Stadtamhof,
Stein weg und Reinhausen / Fiskus wegen Forderung aus einer Schen-
kung des vormaligen Kaisers Napoleon. 1855." Leider wich der seltsame,
um nicht zu sagen geheimnisvolle Unstern, der von Anfang au über der
Napoleonischen Schenkung gewaltet hatte, auch bis in die neueste Zeit
nicht: im Bombenkrieg ging das Aktenheft mit dem Handschreiben
Napoleons aufs neue verloren, und es besteht wenig Hoffnung auf
Wiederauffindung.
II.
Nachdem Napoleon nach Paris zurückgekehrt war, erhielt der fQrst-
primatische Gesandte in Paris, Graf Beust, die Weisung, die Auszahlung
der Entschädigung weiterzubetreiben. Auch die Stadt Regensburg
132
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02234-0132-1
Handsdireiben Napoleons an Ftirstprimas Dalberg» datiert Schönbrunn, 19. Juni 1809.
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beabsichtigte im Jahre 1810, in dieser Angelegenheit eine Deputation
nach Paris zu entsenden, und erbat die Übernahme der Reisekosten auf
die Staatskasse, da die Gemeindekasse nicht in der Lage war, die für
einen Deputierten auf 2000, für zwei Deputierte auf 4000 Gulden ver-
anschlagten Kosten zu bestreiten. Die Bitte, die von der Hofkommission
in Regensburg befürwortet wurde, wurde jedoch durch Ministerial-
entschließung vom 14. August 1810 abschlägig verheschieden mit der
Begründung^ „Der Zustand der Staatskasse erlaubt nicht, diese Reise-
kosten, von welchen weder der Betrag noch der Erfolg im Voraus
berechnet werden kann, und welche offenbar blos der Communität
obliegen, auf das Staatsaerarium zu übernehmen."
Solange Dalberg Souverän von Regensburg war, kam es nicht zur
Auszahlung der Entschädigung. Erst als durch Staatsvertrag vom 28.
Februar 18.10 Regensburg an die Krone Bayern gelangte, erhielt die
Angelegenheit eine günstigere Wendung dadurch, daß B a y e r n d i e
v o n N a p o l e o n d e n E i n w o h n e r n v o n R e g e n s b u r g v e r -
s p r o c h e n e E n t s c h ä d i g u n g von 1 M i l l i o n F r a n k e n zu
z a h l e n ü b e r n a h m , wogegen Frankreich allen ferneren Ansprü-
chen auf Zahlung der rückständigen Kontributionen der Provinzen auf
der rechten Seite des Inns entsagte. Diese freudige Kunde kam alsbald
nach Regensiurg. Ein Finanzministerialreskript vom 20. November 1810
teilte der Hofkommission in Regensburg mit, daß die Zahlung der
Million Franken nunmehr auf Bayern übernommen sei, fügte aber,
hinzu, „daß diese Zahlung unter den anderen vielen und dringenden
Zahlungen nicht auf der Stelle in baarem Gelde, sondern nur in sehr
leidentlichen Jahresfristen geschehen könne." Die Zahlungen wurden
auf die Staatsschuldentilgungskasse übernommen.
In Regensbur-g wurde eine eigene Brandentschädigungskasse errichtet,
die unter Leitung einer aus Mitgliedern des Generalkreiskommissariates
und der Finanzdirektion zusammengesetzten Kommission stand. An
diese Brandentschädigungskasse hatte die Staatsschuldentilgungskasse
ihre Ratenzahlungen abzuführen. Diese Ratenzahlungen wurden in den
Etatsjahren 1811/12 bis 1820/21 geleistet und betrugen zusammen
421 241 fl 26 Kr. Der Rest mit 42 821 fl 4 Kr wurde am 15. November 1823
an die Brandentschädigungskasse in Regensburg ausbezahlt. Damit hatte
sich die Staatsschuldentilgungskasse ihrer Zahlungsverpflichtungen voll-
ständig entledigt.
HL
Der mit der Bearbeitung der Regensburger Brandentschädigung be-
traute Referent im Finanzministerium, Geheimer Referendar Franz von
Krenner, stellte im Jahre 1811 auf Grund der ihm vorgelegten Angaben
zunächst eine allgemeine Übersicht 3) über die abgebrannten Häuser in
Regensburg nach den Hausnummern nebst summarischer Angabe der
Immobiliar-Brandschäden auf. Darnach brannten folgende Häuser ab:
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P r i v a t p e r s o n e n : E 82—86, 94—99, 192, E ohne Nummer, F 155,
164, 167, G 17, 19b, 22—26, 31, 32, 35, 78—80, 86, 97, 98, 100—104, 106,
107, 111—138, 141—143, 145—147, 149—157, 158b, 158c, ad 141, H 60, 62,
126. Gesamtimmobiliarbrandschaden 202 338 fl.
A l t e K a p e l l e : G 20, 21, 33, 34, 36, 37, 41—43, 45,, 46, 110. Schaden
37 136 fl.
S t i f t St. J o h a n n : G 29, 30, 81, 144. Schaden 6890 fl..
S t a d t . A l m o s e n a m t : E 81, G 148. Schaden 14800 fl.
N o n n e n k l o s t e r S t . K l a r a : G 10. Schaden 28 048 fl.
D o m k a p i t e l : G 18, 27, 44, 108. Schaden 12 510 fl.
S t . - W o l f g a n g i - B r u d e r s c h a f t : G 109. Schaden 5400 fl.
D o m s t i f t (Kapellmeisterhaus): G 38. Schaden 2100 fl.
Ä r a r (St. P a u l ) : E 87, 88, 188, 189, 190a, 190b. Schaden 47275 fl.
Ä r a r ( N i e d e r m ü n s t e r ) : F 165, 168. Schaden 4024 fl.
Ä r a r ( O b e r m ü n s t e r ) : G 105. Schaden 6760 fl.
A n d e r e Ä r a r i a l g e b ä u d e : G 19a, G 28, J 53 (Sternbergscher
Garten). Schaden 4882 fl.
S t a d t k a m m e r : G 99, 139, 158a, XXIV, XXV, XXVI, E ohne Num-
mer (steinerner Brückturm, Casematte, Torwacht usw.). Schaden 6925 fl.
S t . - K a t h a r i n e n - S p i t a l : ohne Nummer. Schaden 37 815 fl.
Gesamtimmobiliarbrandschaden 416 903 fl.
Auf Grund der vorstehenden Zusammenstellung erging an das Ge-
neralkommissariat und die Finanzdirektion des Regenkreises das Fi-
nanzministerialreskript vom 6. Dezember 1811, das die erste vorläufige
Grundlage für die Verteilung der Napoleonischen Million (in bayeri-
scher Valuta: 464 062 fl 30 Kr) bildete. Das Reskript kann wegen seines
großen Umfangs hier leider nicht abgedruckt werden.
IV.
Die in Ziffer 3 des Reskripts vom 6. Dezember 1811 erwähnte „neue
Straßenanlage" ist die jetzige Maximilianstraße, die bei den älteren
Regensburgern heute noch „Neue Straße" heißt. Sie wurde vom Kar-
melitenkloster in ganz gerader Richtung bis zu dem im Dezember 1808
eingeweihten Keplerdenkmal durchgeführt. Da die neue Straße mitten
durch ein bisher mit Häusern bebautes Quartier führte, gingen die
bisherigen Grenzen der Hausbesitzer ganz verloren; auch konnten die
Grundmauern der eingeäscherten Gebäude mit den Kellergewölben und
Brunnen beim Wiederaufbau nicht mehr verwendet werden. Hiedurch
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02234-0135-9
und infolge des notwendig gewordenen Hinzukaufs der erweiterten
Bauplätze wurden die Baukosten der Hausbesitzer in der Maximilian-
straße sehr gesteigert. Es erhöhen sich daher alsbald seitens der Haus-
besitzer Widerstände gegen die Anlegung der neuen Straße zu Gunsten
einer anderen Linienführung, die von St. Kassian zum Peterstor gehen
sollte und angeblich schon unter Fürstprimas Dalberg geplant gewesen
war, bei der jedoch mehr als 20 Gebäude hätten niedergerissen werden
müssen. Diesen Widerständen gegenüber setzte sich der zur Übernahme
der Stadt Regensburg auf Bayern nach Regensburg entsandte Hof-
kommissär Freiherr von Weichs in einem Bericht4) vom 17. Mai 1811
an das Finanzministerium besonders für die Maximilianstraße ein. Er
schreibt: „Von den Tempeln der Karmeliten und der Alten Kapelle wird
ein schönes Perspektiv auf das Monument des großen Kepler führen,
drei Landstraßen, von Wien, München und Ingolstadt, vereinigen sich
am Ende derselben und führen durch sie in gerader Linie auf die
Mauthallen und in das Herz der Stadt. Nur mit großer Gefahr können
dermal Lastwägen, welche von diesen drei Landstraßen durch Regens-
burg gehen, vom Osten- und Petersthor zu den Mauthallen gelangen,
ein stark beladener Wagen kann die Petersstraße wegen der in der
Gegend von Kassian herrschenden Enge gar nicht passiren. Die neu
projektirte Straße wird einst ihrer Offenheit, Schönheit und für die
Passage so zweckmäßigen Lage wegen eine der gewert vollsten hiesiger
Stadt werden, eine einzige nicht finstere, nicht winkelhafte Straße und
sie ist der einzige Weg, wodurch die unglücklichen Abgebrannten, deren
Ruinen in dem dermal abgelegensten Theil der Stadt sich befinden,
einst bey der den meisten unter ihnen anklebenden Industrie zum
Wohlstande wieder gelangen können."6)
Weichs stellt am Schlüsse seines Berichtes im Namen der Abgebrann-
ten die Bitte, daß die neue Straße, wenn sie die allerhöchste Genehmi-
gung erhalten habe, den Namen „Maximiliansstraße" führen dürfe, eine
Bitte, der ohne weiteres stattgegeben wurde. Dagegen gelangte ein auf
einer Anregung des Grafen Thurn beruhendes Inskript Dalbergs vom
30. Juni 1809, daß der abgebrannte und neuaufzutauende Stadtteil,
entsprechend der damaligen Einteilung der Stadt Regensburg in „Wach-
ten" (Stadtbezirke) Napoleons wacht benannt werden solle, nicht zur
Durchführung. Für die Anlegung der neuen Maximiliansstraße, insbe-
sondere zur Schaffung „einer den Regeln des Geschmacks und einer
heiteren Baukunst entsprechenden Häuserreihe" erließ die Brandscha-
denregulierungskommission einschneidende Vorschriften.
V.
Weitere Anordnungen traf das ebenfalls von Krenner entworfene,
von König Max Joseph eigenhändig unterzeichnete BLeskript vom 6. No-
vember 1812,, das an das Generalkommissariat und an die Finanzdirek-
tion des Regenkreises erging. Es setzte die Höhe der zu gewährenden
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Entschädigungen zunächst auf die Hälfte der liquidierten Realschäden
fest und sprach die später so viel angefochtene Zulassung der Geschä-
digten von Stadtamhof, Stein weg und Reinhausen zur Teilnahme an der
Napoleonischen Schenkung aus.
VI.
Ein Reskript vom 23. Juli 1817,6) von König Max Joseph eigenhändig
unterzeichnet und ergangen an die k. Regierung des Regenkreises in
Regensburg, faßte sodann die bis dahin Erlassenen Verfügungen über-
sichtlich zusammen und brachte so die Angelegenheit zu einem gewissen
Abschluß. Nach diesem Reskript betrugen die Brandschäden
I. In der Stadt Regenshurg
A. An Immobilien oder Gebäuden
1. des Ärars
2. der Privaten
3. der noch bestehenden Stifte und Klöster,
und zwar
a) des Domstiftes
b) des Kollegiatstiftes zur Alten Kapelle
c) des Kollegiatstiftes zu St. Johann
d) des Klosters zu St. Clara
4. der milden Stiftungen, und zwar
a) des Katharinenspitals
b) des Almosenamtes
5. der Stadtkammer
B. An Mobiliarschaft
II. In Stadtamhof:
A. An Immobilien oder Gebäuden
1. des Ärars
2. der Privaten
3. der Kommune
B. An Mobiliarschaft
58 616 fl
206 663 fl
20100 fl
37 136 fl
6 890 fl
28 048 fl
37 815 fl
14 800 fl
6 925 fl
Sa 416 903 fl
276 811 fl 51 Kr
10 786 fl
330 317 fl
7 933 fl
Sa 350 036 fl
542 337 fl
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VII.
Mit den Reskripten vom 6. Dezember 1811, 6. November 1812 und
23. Juli 1817 schien die Schenkungsangelegenheit in der Hauptsache
erledigt zu sein. Es schien aber nur so. In Wirklichkeit begannen erst
jetzt die Schwierigkeiten. Es gibt in den genannten Reskripten kaum
eine einzige Bestimmung, die nicht in der Folge von wirklich oder
vermeintlich Benachteiligten in langwierigen Prozessen angefochten wor-
den wäre, die meist sogar bis vor das k. bayerische Oberappellations-
gericht als letzte Instanz gebracht wurden.-In erster Linie richteten sich
die Klagen gegen die Zulassung der Geschädigten von Stadtamhof, Stein-
weg und Reinhausen zur Teilnahme an der Napoleonischen Schenkung,
da diese den Regensburgern allein zugedacht gewesen sei. Andererseits
reichten die Stadtamhofer wiederholt Klagen ein, weil sie an dem ihnen
gebührenden Anteil an der Schenkung dadurch verkürzt worden seien,
daß ihnen daran die 1109 im voraus empfangene staatliche Schenkung
im Betrage von 62 849 Gulden angerechnet worden war. Dann be-
kämpfte man wieder die Zulassung des Ärars, der Kommunen, der
Stifte und Klöster, da diese weder zu den Ärmsten noch zu den Meist-
geschädigten im Sinne des Napoleonischen Schenkungsversprechens ge-
zählt werden könnten. Auch dagegen wendete man sich, daß in erster
Linie die atgebrannten H a u s b e s i t z e r entschädigt wurden, obwohl
weder im Armeebulletin von Mühldorf noch im Handschreiben an den
Fürstprimas irgendein Unterschied zwischen „Behausten" und „Unbe-
hausten" gemacht sei. Die Zivilgerichte stellten sich später in mehreren
Urteilen, wenn auch nicht eindeutig, auf den Standpunkt, daß tatsächlich
Mißgriffe bei der Verteilung vorgekommen seien und daß die Schenkung
zur vollständigen Befriedigung aller Beschädigten ausgereicht hätte,
wenn man nicht Unberechtigte hätte daran teilnehmen lassen Auch
König Ludwig L, der die Angelegenheit mit dem ihm eigenen tempera-
mentvollen Interesse verfolgte und mit seinen berühmten Randsignaten
wiederholt in den Gang der Verhandlungen eingriff, gelangte zu dieser
Anschauung. Auf einen Antrag des Finanzministeriums vom 3. Februar
1831,7) in dem über die Sach- und Rechtslage Bericht erstattet und
beantragt wurde, bezüglich jener Brandgeschädigten, die sich bei den
ergangenen Anordnungen beruhigt hatten, es dabei bewenden zu lassen,
bezüglich derjenigen aber, die gerichtliche Klage gestellt hatten, dem
Recht seinen Lauf zu lassen, schrieb der König eigenhändig folgendes
Randsignat:8)
* ' ' ' • '
Diese Meinung des Ministeriums theile ich. Daß ich die unter einem
früheren Ministerium vorgenommen wordene Verringerung der Re-
gensburg ursprünglich gebürt habenden Entschädigung nicht auf dem
Gewissen haben möchte sage ich aber zugleich.
München den 5 Febr 31
Ludwig
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VIII.
Infolge der Übernahme des Napoleonischen Schenkungsversprechens
auf den bayerischen Staat im Jahre 1810 war für den Vollzug des
Versprechens die bayerisdie Staatsregierung zuständig geworden, die
kraft ihrer leitenden und polizeilichen Obergewalt auch die Verteilung
der Summe (besonders in den Reskripten vom 6. November 1812 und
23. Juli 1817) für sich in Anspruch nahm und sich hierzu, da es sich in
der Hauptsache um eine Angelegenheit der staatlichen Finanzverwal-
tung handelte, der staatlichen Finanzverwaltungsstellen (Finanzmini-
sterium, Generalfiskalat, Staatsschuldentilgungskommission, Finanzdi-
rektion bzw. Regierungsfinanzkammer des Regenkreises) bediente.
Als jedoch die Verteilung nahezu beendet war und sich alsbald Stimmen
der Unzufriedenheit über die Art der Verteilung erhoben, als insbeson-
dere im Jahre 1819 die Stadtamhofer mit einer Klage gegen den Fiskus
wegen Verkürzung an der Napoleonischen Schenkung auftraten, trach-
tete das Finanzministerium darnach, sich die lästige und allem Anschein
nach noch weitere Verwicklungen nach sich ziehende Angelegenheit vom
Hals zu schaffen und auf die Gemeindeverwaltung in Regensburg ab-
zuwälzen. Das Finanzministerium berief sich dabei darauf, daß die
bisher getroffenen Dispositionen über den Rest der Schenkung nur eine
Folge der früheren Regierungsgrundsätze gewesen seien, nach denen
die Gemeindekörper von der Verwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten
fast ganz ausgeschlossen gewesen seien, daß diese Grundsätze aber dem
Geist der Verfassung von 1818 und dem neuen Regierungssystem fremd
seien und daß es eine Rückkehr zu bereits aufgegetenen Grundsätzen
bedeuten würde, wenn die Regierung jetzt noch die früher getroffenen
Anordnungen ausführen würde. Vielmehr stehe die Sorge für eine
zweckentsprechende Verwendung der Gelder der Verwaltungsbehörde
der Stadt Regensburg, nämlich dem Magistrat und den Gemeindebevoll-
mächtigten zu. Das Finanzministerium schlug daher dem König mit
Antrag vom 29. März 18269) vor, den ganzen Überrest der Napoleoni-
schen Schenkung dem Magistrat der Stadt Regensburg unter der Be-
dingung auszuhändigen, daß
1. Magistrat und Gemeindebevollmächtigte sich verpflichten, diese
Gelder der Absicht des Schenl$:ers und den Umständen gemäß zu
verwenden,
2. Magistrat und Gemeindebevollmächtigte im Namen der Gemeinde
Regensburg alle Verbindlichkeiten, welche dem Ärar durch neue
Ansprüche auf Grund der Napoleonischen Schenkung von den Re-
gensburgern und Stadtamhofern noch angesonnen werden möchten,
in der Art auf sich nehmen, daß das Ärar gänzlich davon befreit
ist und die Verteidigung gegen solche Ansprüche und die Befrie-
digung der Reklamanten lediglich Sache des Magistrats und der
Gemeinde sein solle.
König Ludwig I., der damals kaum ein halbes Jahr auf dem Thron
saß und daher wohl noch nicht ganz mit ministeriellen Gedankengängen
vertraut war, anscheinend auch die von vornherein gar nicht überseh-
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bare Trägweite insbesondere der Ziffer 2 des Vorschlags nicht voll
erfaßte, stimmte den mit Überzeugung vorgetragenen Ausführungen des
Finanzministeriums zu und schrieb auf den Antrag des Ministeriums
eigenhändig folgendes Randsignat:
Diesen der Gerechtigkeit gemäßen Antrag sehr gerne genehmigt
29 März 26
Ludwig
Der Stadtmagistrat lehnte jedoch die ihm zugedachte Ehre am 16. Mai
1826 kategorisch ab mit der sehr zutreffenden Begründung, daß bisher
für die Verteilung ohne Zuziehung der Ortsbehörde eine besondere
Kommission angeordnet gewesen sei, die sohin das meiste Geschick
haben werde, das Geschäft weiterzuführen und zu beendigen, daß ferner
die Lasten zu groß und nicht zu ermessen seien, die Gefahr für die
Gemeinde daher zu groß sei, und daß endlich der Gegenstand überhaupt
keine Gemeinde-, sondern Privatangelegenheit der einzelnen Abge-
brannten sei.
Nachdem dieser erste Vorstoß mißlungen war, suchte das Finanz-
ministerium die Angelegenheit auf das Ministerium des Innern abzu-
wälzen. Aber dieses Ministerium durchschaute ebenfalls die Sache und
bemerkte dem Finanzministerium mit Note vom 5. Oktober 1826, daß
„man sich nicht entschließen könne, ein Geschäft, welches seit dem Jahre
1809 von dem sehr verehrlichen Staatsministerium der Finanzen aus-
schließend geführt worden ist, in einem Zeitpunkte zu übernehmen, wo
es sich um dessen Abschluß und um die Rechenschaft über eine Million
Franken handelt, wonach es lediglich dem jenseitigen Ermessen anheim-
gestellt werden muß, entweder dem Magistrate der Stadt die gestellten
Bedingungen zu erlassen oder die Vertheilung des Restes der kaiser-
lichen Dotation in bisheriger Weise gefälligst zu besorgen".
IX.
Die brandgeschädigten „Unbehausten" von Regensburg hatten durch
§ IV Ziffer 8 des Reskripts vom 23. Juli 1817 eine Aversalsumme von
6925 fl ä conto ihres nach den Erhebungen der Polizeidirektion Regens-
burg 75 856 fl 23 Kr tetragenden Mobiliarschadens erhalten. Im Jahre
1827 wurden ihnen weitere 6000f fl bewilligt, so daß sie im ganzen
12 925 fl erhielten. In einer Vorstellung an den König vom 16. De-
zember 1840 stellten nun mehrere unbehauste Einwohner von Regens-
burg die Bitte, ihnen zwecks vollständiger Vergütung ihres auf 24 568 fl
angegebenen Schadens über die bereits empfangene Entschädigung von
12 925 fl hinaus noch weitere 11643 fl aus dem Reste der Schenkung
verabfolgen zu lassen. Die Vorstellung wurde vom König an das Staats-
ministerium des Innern zum Gutachten herabgeschlossen, welches in
zwei ausführlichen Berichten vom 30. Januar und 21. April 1841 dem
König Vortrag erstattete. Auf den ersten Bericht vom 30. Januar schrieb
der König eigenhändig folgendes Randsignat:
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Mir scheint daß n a c h R e c h t weder für Stadtamhofer noch in
anderen Ortschaften Beschädigten (!) 10)9 sondern einzig und allein
Regensburg und den les plus pauvres et ceux qui ont le plus souffert
die Million Franken gebühre. Zweifelhaft sehr zweifelhaft ob dem-
nach Domkirche und Alte Capelle Theil daran zu nehmen gehurt,
vielleicht doch. Was hierauf der Minister des Innern glaubt daß gesagt
werden könnte mir darzulegen.
München den 31 Jänn 41
Ludwig
Die Angelegenheit ruhte nun wieder längere Zeit, bis durch Entschlie-
ßungen vom 11. Mai 1853 und 18. April 1856 die Staatsschuldentilgungs-
kommission ermächtigt und angewiesen wurde, denjenigen unbehausten,
l£09 durch Brand geschädigten Einwohnern von Regensburg, die nicht
schon früher vor dem Stadtgericht Regensburg auf ihre Ansprüche
verzichtet hatten, auf ein neuerlich eingereichtes Gesuch vom 4. März
1853 um Überlassung des ganzen Restes der Napoleonischen Schenkung
im Vergleichsweg eine A versalsumme von 20 000 fl nebst 800 fl Zins
anzubieten. Die Interessenten nahmen den Vergleich an, die Auszah-
lung des Betrages erfolgte am 18. Februar 1858, wonach noch ein Rest
von, 12 254 fl 5% Kr verblieb, der wieder in die Verwaltung der Kreis-
kasse genommen wurde.
X.
Unter den geschädigten Hausbesitzern befand sich auch das Regens-
burger Domstift sowie das Kollegiatstift zur Alten Kapelle. Letzteres
verlor durch den Brand einen gutausgestatteten Ökonomiehof, ferner
10 in der Nähe der Kirche gelegene Häuser. Der Gesamtschaden des
Kollegiatstifts wurde amtlich auf 37 136 fl, der des Domstifts auf 20 100 fl
festgesetzt. Durch Reskript vom 23. Juli 1817 wurde den beiden Stiften
eine Entschädigung zuerkannt, und zwar dem Domstift eine soldie von
17193 fl 46 Kr, dem Kollegiatstift eine solche von 12 554 fl 55 Kr. Da
jedoch durch Entschließung vom 8. Juni 1821 die Verteilung des noch
zur Verfügung stehenden Restes der Brandentschädigungsgelder mit
Rücksicht auf den von den Abbrändlern zu Stadtamhof, Steinweg und
Reinhausen erhobenen Rechtsstreit bis auf weiteres eingestellt worden
war, unterblieb vorläufig auch die Auszahlung an die beiden Stifte.
Die Teilnahmeberechtigung der beiden Stifte wurde wiederholt in
Zweifel gezogen, da diese weder zu den „plus pauvres", noch zu den-
jenigen Einwohnern,„qui ont le plus souffert" im Sinne des Hand-
schreibens Napoleons vom 19. Juni 1809 gezählt werden könnten. Be-
züglich des Domstiftes wurde auch darauf hingewiesen, daß nach dem
Armeebefehl von Mühldorf vom 27. April 1809 die Entschädigung den
Geschädigten nicht des Gewinnes wegen oder zur willkürlichen Ver-
wendung zugewendet werden sollte, sondern vor allem zur Wieder-
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Herstellung der abgebrannten Häuser bestimmt gewesen sei; das 1821
neugebildete Domkapitel habe aber hiefür keinerlei Aufwendungen zu
machen gehabt, da ihm die zu seiner Amtsführung erforderlichen Ge-
bäude ohnehin durch den Staat zur Verfügung gestellt worden seien.
Schließlich entstand im Jahre 1841 noch eine juristische Auseinander-
setzung zwischen Finanz- und Innenministerium bezüglich der grund-
sätzlichen Berechtigung des Domkapitels zur Teilnahme an der Brand-
entschädigung. Das Finanzministerium vertrat die Anschauung, daß das
frühere Domstift nicht mehr bestehe, das dermalige, 1821 neugebildete
Domstift aber nicht als Rechtsnachfolger des früheren Domstifts ange-
sehen werden könne und daß daher weder der im Jahre 1809 dem
Domstift erwachsene Schaden, noch die hiefür in der Entschließung vom
23. Juli 1817 ausgesprochene Entschädigung auf das dermalige Domstift
übergegangen sei. Diese Anschauung stand jedoch, wie das Innenmini-
sterium mit Recht hervorhob, im direkten Widerspruch zu dem Stand-
punkt, den die bayerische Staatsregierung sonst gegenüber der k. k.
österreichischen Regierung mit Zähigkeit verfocht, um die böhmischen
Zehnten und österreichischen Staatskapitalien des früheren Regensbur-
ger Domkapitels für Bayern zu retten.
Als gegen Ende des Jahres 1859 Domstift und Alte Kapelle wiederum
reklamierten und um Überlassung des noch vorhandenen Restes baten,
wurde endlich durch Reskripte vom 29. Dezember 1859 und 21. Mai 1860
genehmigt, daß dem Domkapitel und der Alten Kapelle der Rest der
Brandentschädigungsgelder unter der Bedingung zu überlassen sei, daß
seitens der beiden Körperschaften auf alle weiteren Ansprüche bezüg-
lich der Napoleonischen Schenkung verzichtet werde. Die zwei Stifte
leisteten diesen Verzicht am 25. Juli 1860. Daraufhin wurde endlich am
12. September 1860 von der Kreiskasse Regensburg, die den Rest der
Schenkung verwaltete, dieser Rest im Betrag von 13 118 fl 12 Kr in bar
ausbezahlt. D a m i t w a r , m e h r a l s 50 J a h r e n a c h d e m v e r -
a n l a s s e n d e n E r e i g n i s , d i e V e r t e i l u n g d e r N a p o l e o -
n i s c h e n G e l d e r e n d g ü l t i g d u r c h g e f ü h r t .
Welche Rolle die Schenkung während dieser Zeit in weiten Kreisen
der Regensburger Bevölkerung gespielt hatte, darüber äußert sich in
bezeichnender Weise einmal das Kollegiatstift zur Alten Kapelle in
einer an das Finanzministerium gerichteten Vorstellung vom 30. Ja-
nuar 1860:
„Diese Napoleonische Million war nahe an 50 Jahre, ähnlich der
Erbschaft des reichen Vetters in Ostindien, eine ergielige Quelle für
Agenten und Winkelschreiber verschiedenster Art, eine wahre Fund-
grube der phantastischsten Hoffnungen und Träumereien von man-
chem Kind und Kindeskind solcher, die am 23. April 1809 nicht mehr
verloren haben als die Nachtruhe; sie bildete die Promesse für leicht-
sinnige Schuldenmacher und starkgläubige Darleiher, und der ganze,
mitunter sehr schmutzige und zudringliche Troß aller dieser Leute
wird voraussichtlich jene Spekulationen, welche von den verschiedenen
142
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr02234-0142-7
Behörden des Staates längst zurück- und abgewiesen sind, vor der
Gutmütigkeit und vermeintlichen Rechtlosigkeit der geistlichen Her-
ren* neuerdings in Bewegung setzen, und sündigend auf unsere
Friedensliebe und auf einen durch alle möglichen Belästigungen etwa
abzunötigenden Vergleich, ferner rechnend auf den Umstand, daß uns
jene Mittel zur Abwehr nicht zu Gebote stehen wie sie der königliche
Fiskus in den seit 50 Jahren erlaufenen Akten zu Händen hat
möglicher Weise sogar versucht sein oder sich verleiten lassen, selbst
mit gerichtlichen Klagen gegen uns aufzutreten."
XL
Die österreichischen Truppen hatten sich nach der Einnahme von
Regensburg durch die Franzosen über die Steinerne Brücke nach Stadt-
amhof zurückgezogen und schössen es samt einem Teil des benachbarten
Steinweg und Reinhausen vom Dreifaltigkeitsberg aus zusammen, um
den ungestüm nachdrängenden Franzosen einen Damm entgegenzu-
setzen. n) Der durch diese Beschießung in den drei Ortschaften ange-
richtete Schaden war sehr beträchtlich. Nach einem Bericht des Geheral-
kommissajiates des Regenkreises vom 20. August 1812 betrug der
ImmobiHarschaden an Ärarialgebäuden (in Stadtamhof und Steinweg)
11786 fl, an Kommunalgebäuden 7933 fl, an Privatgebäuden 330 317 fl,
zusammen also 350 036 fl. Der Mobiliarschaden betrug nach dem gleichen
Bericht in Stadtamhof 489 193 fl, in Steinweg 12 264 fl, in Reinhausen
40 8S0 fl, zusammen also 542 337 fl.
Zur ersten Linderung des Unglücks bewilligte König Max I. den
Bewohnern von Stadtamhof, Steinweg und Reinhausen durch Reskripte
vom 19. Mai und 7. Juli 1809 staatliche Unterstützungen an Geld und
Bauholz im Gesamtletrage von 62 849 fl. Im Reskript vom 19. Mai wurde
eine staatliche Geldunterstützung in der Höhe von 30 000 fl ausgewor-
fen, jedoch in der Weise, daß die Geschädigten diese Summe bei Pri-
vaten aufnehmen durften, der Staat aber die Verzinsung und Rückzah-
lung der Summe in drei Jahresfristen übernahm. Die Staatsregierung
mochte den fragwürdigen Wert dieser Unterstützung selbst einsehen,
denn in einer Note des Finanzministeriums vom 15. September 1809
heißt es, „daß wenn die Staatskassen gegenwärtig nicht mehr als jemals
in den gedrängtesten Umständen sich befänden, man die unglückliche
Stadt ohnehin anstatt der bloßen Garantie dieser nicht unbeträchtlichjen
Summe mit feaarem Gelde unterstützt haben würde". Die ersten beiden
Fristen zu je 10 000 fl wurden übrigens bereits am 1. Juli 1810 und
1. Juli 1811 aus den staatlichen Kassen bezahlt.
Nach dem erwähnten Reskript vom 7. Juli 1809 wurde für die t rand-
geschädigten behausten Einwohner von Stadtamhof, Stein weg und Rein-
hausen das zur Wiedererbauung ihrer Wohnhäuser erforderliche Bal-
kenholz, das nach den Überschlägen der Landbauinspektion die Summe
von 18162 Stämmen (6210 stärkere, 3931 mittlere, 8021 schwache)
ausmachte, aus den Staatsforsten unentgeltlich abgegeben. Die Stämme
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waren in den Forstämtern Burglengenfeld, Hienheim, Hemau und
Neustadt a. d. D. anzuweisen. Dabei war nach den weiteren Bestim-
mungen des Reskripts vom 7. Juli 1809 besonders darauf zu achten,
„daß diese Stämme aus jenen Distrikten genommen werden, aus wel-
chen sie ohne Schaden des Unterwuchses forstmäßig abgegeben werden
können und aus welchen an die angränzenden Gemeinden das wenigste
Holz mit Vortheil abgesetzt werden kann". Die „beteiligten Individuen"
hatten die Fällung selbst zu besorgen. Aus diesen Bestimmungen ergibt
sich ohne weiteres, daß die Holzabgabe für die Empfänger nahezu
wertlos war. Die genannten Waldbezirke sind noch heute, im Zeitalter
des höchstgesteigerten Verkehrs, vorf Regensburg aus nur schwer und
mit großem Zeitverlust zu erreichen, damals vollends aber bedeutete
die Abstellung eines Holzfuhrwerks in diese Gegenden einen ganz
un verhältnismäßigen Zeit- und Kostenaufwand, zumal da noch dazu
ausdrücklich angeordnet war, daß die Stämme aus jenen Distrikten
genommen werden mußten, „aus welchen an die angränzenden Gemein-
den das wenigste Holz abgesetzt werden" konnte, das heißt also aus
solchen Distrikten, aus denen man es wegen ihrer Entlegenheit sonst
nicht an den Mann zu bringen wußte. Wegen der hohen Transport- und
Fällungskosten kam daher das Holz so teuer zu stehen, daß es nahezu
um den gleichen Preis auch auf der Brandstätte selbst hätte gekauft
werden können. Daher mußten viele der Beschenkten, die die Kosten
nicht erschwingen konnten, ihr Holz im Walde weit unter dem Schät-
zungswert verkaufen, manche mußten, da sehr wenig Kauflustige vor-
handen waren, auf das zweifelhafte Geschenk überhaupt verzichten.
Gleichzeitig mit diesen staatlichen Hilfsaktionen wurde auch im gan-
zen Königreich Bayern für die Abgebrannten von Stadtamhof eine
Sammlung von milden Gaben eingeleitet. Das von Landrichter Freiherrn
von Godin in Stadtamhof erstellte und unterzeichnete Verzeichnis lf)
über die für Stadtamhof eingelaufenen Gaben weist eine Gesamtsumme
von 82 563 fl aus. Darunter befindet sich u. a. ein Beitrag der Königin
von Bayern mit 1000 fl, des Fürstprimas Dalberg mit 1000 fl, des Pro-
fessors Westenrieder in München mit 5 fl 24 Kr, der Firma Gebrüder
Bernard in Offenbach mit 100 fl. Außer diesem Verzeichnis ist noch
erhalten ein „Verzeichniß, was an die am 23ten April l£09 durch Brand
verunglückten Bewohner zu Stadtamhof, Steinweg und Reinhausen an
eingegangenen milden Beyträgen sowohl vertheilt worden, als auch des
von jedem erlittenen Brandschadens. Verfaßt Stadtamhof (Jen i. Sept.
1810". *3) Das alphabetisch geordnete Verzeichnis enthält wohl so ziem-
lich alle damaligen Einwohner von Stadtamhof, Steinweg und Rein^
hausen, auch die unbehausten.
Da jedoch naturgemäß alle diese Gaben zur Deckung cjies Ges4fit-
schadens nicht ausreichten, bemühten sich die Stadtamh^fer mit allen
Kräften, auch zur Teilnahme an der Napoleonisfcben Schenkung
lassen zu werden, Bestrebungen, die in der Folge langwierige, fc
Jahrzehnte dauernde Zivilprozesse und weitwendige Erörterungen
Verwaltungs- und Finanzbehörden hervorrufen sollten.
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Die Stadtamhofer machten vor allem geltend, daß ihnen Napoleon bei
einem Ritt durch die rauchenden Ruinen ihrer Stadt vor einer zahl-
reichen Menschenmenge mündlich eine Unterstützung zugesichert habe
und daß sie im Mai 1809 eine Deputation in das kaiserlich französische
Hauptquartier nach Wien entsandt hätten, um die Realisierung des
kaiserlichen Versprechens zu betreiben. Die Deputierten seien auch
durch den bayerischen Generalmajor Freiherrn von Verger,14) der
damals als außerordentlicher Gesandter bei Napoleon weilte, dem Für-
sten von Neufchatel vorgestellt worden, der ihnen zugesichert habe,
ihre Angelegenheit dem Kaiser vorzutragen; die Ereignisse des Krieges
hätten jedoch weitere Verwendungen unmöglich gemacht.
Die Bestrebungen der Stadtamhofer auf Teilnahme an der Napoleoni-
schen Schenkung wurden von den Behörden als billig anerkannt und
gefördert. In einem Bericht vom 7. Dezember 1810 an das Ministerium
des Innern unterstützte das Generalkommissariat des Regenkreises, das
damals noch seinen Sitz in Straubing hatte, die Bemühungen der Stadt-
amhofer, da sowohl Regensburg als auch Stadtamhof durch das gleiche
Unglück betroffen seien als Opfer des gleichen Vaterlandes, in dessen
staatsbürgerlichen Verband nunmehr (1810) auch die Stadt Regensburg
eingetreten sei. In einem Bericht der Finanzdirektion des Regenkreises
vom 29. Mai 1811 wird ebenfalls die Teilnahme der Stadtamhofer warm
befürwortet. Auch der zur Übernahme der Stadt Regensburg auf Bayern
nach Regensburg entsandte Hofkommissär Freiherr von Weichs berich-
tete am 2. Februar 1811 an das Ministerium der auswärtigen Angelegen-
heiten, „daß ich gänzlich überzeugt bin, daß Napoleon, als derselbe den
Regensburgern eine Entschädigung versprach, darunter auch die von
Stadtamhof und sogar die Landgerichtsunterthanen von Steinweg ver-
standen habe, ja ich kann selbst bezeugen, daß, wenn die Franzosen
von Regensburg sprachen, dieselben auch Stadtamhof mitverstanden
haben".
Zu Gunsten der Teilnahme von Stadtamhof wurde auch geltend ge-
macht, daß die Napoleonische Schenkung erst dann realisiert und auf
die bayerische Staatskasse übernommen worden sei, als Regensburg
schon an die Krone Bayern übergegangen war, so daß es nicht so sehr
auf die von Napoleon bei der Schenkung seinerzeit verfolgte Absicht
ankomme, sondern daß es lediglich dem landesfürstlichen Ermessen
anheimgestellt sei, die ebenso verunglückte Vorstadt Stadtamhof in der
gleichen Weise wie die Stadt Regensburg teilnehmen zu lassen.
Auf der anderen Seite sprachen aber auch gewichtige Gründe für die
ausschließliche Teilnahme der Stadt Regensburg. Im Armeebulletin vom
27. April 1809 und im Handschreiben Napoleons vom 19. Juni 1809 an
Dalberg ist immer nur von der Stadt Regensburg die Rede. Die Leistung
der Entschädigung wurde von Fürstprimas Dalberg nur für die ihm
gehörige Stadt Regensburg betrieben, nur an ihn war das Handschreiben
Napoleons vom 19. Juni 1809 gerichtet und es konnte sich daher nur auf
die Untertanen des Fürstprimas beziehen, nur der Fürstprimas ließ die
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Angelegenheit später durch den Grafen Beust in Paris betreiben, wie
audi nur die Gemeindebehörden der Stadt Regensburg durch eine an
Napoleon gerichtete Vorstellung die diplomatischen Verwendungen des
Grafen Beust unterstützten. Auch wurde darauf hingewiesen, daß die
Zerstörungen in Regenshurg durch die Truppen Napoleons, die Zer-
störungen in Stadtamhof, Steinweg und Reinhausen aber durch die
gegnerischen österreichischen Truppen* verursacht worden seien und daß
Napoleon keinen Anlaß gehabt habe, für die durch die feindlichen
Truppen angerichteten Zerstörungen Ersatz zu leisten.
Die Staatsregierung schloß sich der für Stadtamhof günstigen Auf-
fassung an. Am 6. November 1812 erging ein Reskript, in dem die
vollständige Gleichstellung der behausten Stadtamhofer, Steinweger und
Reinhauser mit den Regensburgern verfügt, jedoch angeordnet wurde,
daß sich die Stadtamhofer und Genossen diejenigen 62 849 fl 16 Kr
anrechnen lassen müßten, die sie teils in Geld, teils in Holz schon im
voraus aus der Staatskasse empfangen hatten, da man diese Zuwen-
dungen nunmehr als Abschlagszahlungen an der Napoleonischen Schen-
kung betrachtet wissen wollte.
Die Stadtamhofer und ihre Genossen bezeigten sich anfänglich mit
diesen Verfügungen zufrieden. Nachdem sie aber den größten Teil
ihrer Quoten bereits in Empfang genommen hatten, begannen sie Re-
klamationen, weil ihnen die l£09 vom Ärar besonders zugewiesene
Unterstützung im Gesamtbetrag von 62 849 fl in ihren Anteil an der
Napoleonischen Schenkung eingerechnet worden war.
Auch in den folgenden Jahren und Jahrzehnten traten die Stadt-
amhofer wiederholt mit gerichtlichen Klagen wegen Verkürzung an der
Napoleonischen Schenkung auf, doch hatten ihre Klagen keinen Erfolg.
Im Jahr 1831 beteiligten sich auch die Einwohner von Reinhausen Max
Baumgarten und Christoph Traurig durch eine unmittelbare Beschwerde
an den König an der Streitsache. Auf einen diesbezüglichen Antrag15)
des Finanzministeriums vom 17. Januar 1831 ließ König Ludwig L, der
die Zulassung der Stadtamhofer als zu Unrecht erfolgt ansah, durch
Kabinettssekretär Grandaur folgendes Randsignat setzen:
Die Beschwerde des Max Baumgarten und Christoph Traurig von
Reinhausen ist als ungegründet abzuweisen. Unrecht aber finde ich
es, daß an der von dem Kaiser Napoleon der Stadt Regensburg ge-
schenkten Million Franken derselben ein Theil entzogen und anderen
Verunglückten zugewendet wurde. Ich erwarte daher alsbaldige Auf-
klärung, wie viel die Stadt Regensburg an der Million Franken
erhalten hat, und wie das noch fehlende derselben ersetzt werden
könne, und aus welchen Mitteln.
München den 21ten Jänner 1831
Ludwig
Auf allerhöchsten Befehl
v. Grandaur
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Der Kuriosität wegen soll hier noch erwähnt werden, daß sich die
Abgebrannten von Stadtamhof im Jahre 1813 entschlossen hatten, ihre
nach Abzug der schon erhaltenen Beträge noch in L6 316 fl 50 Kr t e -
stehende Forderung an die verwitwete Kurfürstin von Bayern Marie
Leopoldine mit einem Verlust von 42%, also ungefähr um 50 000 fl in
bar zu verkaufen. Das Finanzministerium verbot jedoch diesen Verkauf,
da durch den großen Verlust, den die einzelnen dadurch erleiden wür-
den, sowohl der Zweck des Wiederaufbaues, als auch die Kreditoren
der Abgebrannten gefährdet würden. Ein eigenhändiger Brief16) der
Kurfürstin an Geheimrät von Krenner, in dem sie sich über Verzögerung
der Angelegenheit und angebliche Schikanen des Kreiskommissariats in
Regensburg beklagt, liegt bei den Akten. Es heißt darin unter anderem:
„es ist mir unbegreiflich, wie die Sache so verzögert wird ohne allen
Grund und aus bloßer chicane des KreifiCommissariat; denn die Bür-
ger sind ja alle einig und . . . vollkommen zufrieden. Es ist traurig,
daß solche Mißverständnisse eines KreißCommissariats ein Geschäft
zum Nachtheil einer ganzen Gemeind verzögern; ich habe Ursache zu
glauten, daß alle diese Neckereyen blos daher kommen, weilen der
H. KreißCommissar gewunschen hätte, daß jemand anderer als ich
die Forderung abkaufe.*'
XII.
Im April 1861 übergaben 35 Bewohner der Stadt Regensburg eine
Beschwerde an die Kammer der Abgeordneten, in der sie baten, ihnen
den (im Jahre 1859 bereits an das Kollegiatsstift zur Alten Kapelle
hinausgegebenen) Rest der Entschädigungssumme zu angeblich 6200 fl
(in Wirklichkeit 13 118 fl 12 Kr) verabfolgen zu lassen. Die Beschwerde,
über die der Referent des IV. Ausschusses, Freiherr von Perfall, in der
Kammersitzung vom 9. Juli referierte, wurde gemäß dem Ausschuß-
antrag zwar formell als zulässig, materiell aber wegen des in Mitte
liegenden Vergleichs und Verzichts für unbegründet erachtet mit dem
Beifügen, daß den Beschwerdeführern der Rechtsweg offen stehe, wenn
sie sich an ihren Rechten verletzt glaulten (35. Stenogr. Bericht vom
9. Juli 1861, Stenogr. Berichtband II S. 137).
XIII.
Nur der Vollständigkeit wegen sei noch erwähnt, daß anläßlich des
deutsch-französischen Krieges von 1870/71, also über 60 Jahre nach den
Ereignissen des Jahres 1809, die Frage der Brandentschädigung noch-
mals aufgegriffen wurde. Mit Vorstellung vom 23. September 1870
meldete nämlich der Stadtmagistrat Regensburg bei dem bayerischen
Ministerium des Äußern einen Entschädigungsanspruch wegen des von
der Stadt Regensburg am 23. April 1809 erlittenen Brandschadens behufs
Vertretung bei den deutsch-französischen Friedensverhandlungen an.
Wie zu erwarten war, wurde dieses seltsame Ansinnen abgewiesen und
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dem Stadtmagistrat Regensburg unterm 22. August 1871 eröffnet, „daß das
bezügliche Gesuch bei den Friedensverhandlungen in Brüssel dem Gange
der Dinge gemäß eine Berücksichtigung nicht finden konnte und daß auch
keine Aussicht gegeben sei, einen im letzten Kriege nicht entstandenen
Schaden aus dem auf Bayern fallenden, sicherlich vielfach in Anspruch
genommenen Antheile der -Kriegskostenentschädigung zu decken".
Als Ergänzung des vorstehenden Aufsatzes waren folgende 7 Beilagen
in Aussicht genommmen:
1. Übersicht über die abgebrannten Gebäude in Regensburg (MF
22 801). Die Übersicht wurde von der Brandentschädigungskasse in Re-
gensburg hergestellt und trägt das Datum des 9. Dezember 1812. Sie
führt 72 Abgebrannte auf 89 Grundstücken in den Stadtbezirken E, F,
G und H auf mit einem Gesamtschaden von 206 663 fl und ist gegenüber
der bei Will a. a. O. Seite 224 ff. abgedruckten Zusammenstellung, die
nur 65 Abgebrannte auf 79 Grundstücken nennt, die jüngere und offen-
bar auch die genauere. Die Übersicht enthält nur die abgebrannten
Privatgebäude; die abgebrannten Gebäude der Stifte, Klöster, Wohl-
tätigkeitsinstitute, Kommunalkassen und des Ärars sind in den nächsten
zwei Übersichten aufgeführt.
2. Tabellarische Übersicht über den Realbrandschaden der Stifte,
Klöster, Wohltätigkeitsinstitute und Kommunalkassen in Regensburg
und Stadtamhof, verfaßt 18. März 1813 (MF 22 801).
3. Tabellarische Übersicht der zu Regensburg, Stadtamhof und Stein-
weg abgebrannten Ärarialgebäude, verfaßt 19. März 1813 (MF 22801).
4. Verzeichnis der unbehausten Abbrändler der Stadt Regensburg,
welche durch die Kriegsereignisses des Jahres 1809 einen Mobiliar-
Brandschaden erlitten haben (MF 22 809). Dieses Verzeichnis ist sowohl
in orts- als auch in familiengeschichtlicher Beziehung wichtig und findet
sich bei Will a. a. O. nicht; es weist 161 — meist im ehemaligen Stadt-
bezirk Litera G wohnhafte — „unbehauste Abbrändler" mit Familien -
und Vornamen, Stand und Wohnung auf mit einer geschätzten Gesamt-
schadenssumme von 75 9J9 fl 52 Kr. Unter den Geschädigten findet sich
auch der nicht unbedeutende Bildhauer Karl Neuhauser, F 167 wohn-
haft, ferner ein „Kitzelstecher" Georg Steger in G 110.
5. Übersicht über jene 20 Abbrändler, welche in die neue Maximilians-
strafie und neue Querstraße17) bauen (MF 22 801).
6. Reskript vom 19. Mai l£09, betr. Unterstützung der Bürger und
Unterthänen von Stadtamhof und Umgebung (MF 22 800).
7. Namensverzeichnis der abgebrannten behausten Einwohner von
Stadtamhof, Stein weg und Reinhausen (MF 22 801; auch in MF 22803).
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Die Gesamtzahl derselben betrug 93; hievon treffen auf Stadtamhof 71,
auf Steinweg 10, auf Reinhausen 12. Nach den Angaben der Brand-
schadenregulierungskommission betrug der Gesamtschaden dieser be-
hausten Einwohner an Gebäuden und Mobiliar in Stadtamhof 637 109 fl,
in Stein weg 36 064 fl, in Reinhausen 73 326 fl, zusammen 746 499 fl.
Leider mußte der großen Kosten wegen von einer Drucklegung dieser
sieben Beilagen abgesehen werden, was besonders hinsichtlich der auf
Stadtamhof bezüglichen Schriftstücke zu bedauern ist, da, wie schon
erwähnt, bei dem Brand von 1809 fast alle Dokumente zur älteren
Geschichte von Stadtamhof vernichtet wurden.
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*) Dieser Wortlaut ist auch bei Will a. a. O. S. 306 abgedruckt.
3) MF 22 800.
*) MF 22 800.
5) Die Enge der Regensburger Straßen, die sich heute, im Zeitalter des aufs höchste ge-
steigerten Verkehrs, besonders unangenehm geltend macht, wurde also schon damals als
verkehrshemmend empfunden. Das von Weichs so gerühmte „Perspektiv* zum Kepler-
denkmal bestand nur bis 1859, da in diesem Jahr die Maximilianstraße anläßlich der Er-
bauung des Bahnhofs bis zu diesem verlängert wurde, wobei das Denkmal, das sonst
mitten in die Straße zu stehen gekommen wäre, etwas nach Westen versetzt werden
mußte. Mit den Mauthallen sind vermutlich die Karmeliten- und die Minoritenkirche ge-
meint, die seit der Säkularisation als Mauthallen verwendet wurden. Der abgebrannte
Stadtteil befand sich, wie Weichs hervorhebt, tatsächlich in der abgelegensten Gegend
der Stadt, da hier vor dem Brand von 1809 vom Peters- bis zum Ostentor keinerlei Ausgang
von der Stadt ins Freie bestand.
«) MF 22 802.
7) MF 22 807.
8) Weitere Randsignate von König Ludwig I. s. unten unter Ziffer VIII, IX und XL
•) MF 22 807.
le) Nach „Beschädigten" ist eine Zeile ausgestrichen und vom König daneben geschrie-
ben: eigenhändig diese Zeile ausgestrichen.
") Beim Brand von Stadtamhof waren alle magistratischen Akten in das Registratur-
gewölbe des Rathauses verbracht worden und blieben dort zunächst vom Feuer verschont.
Die französischen Truppen erbrachen aber das Rathaustor und sprengten, in der Hoff-
nung, dort Beute zu finden, die Registratur auf, so daß sich das Feuer auch dorthin zog,
wodurch alle dahin geflüchteten Rechnungen, Protokolle, Manuale usw. nebst dem Stadt-
siegel verbrannten. Daher kommt die bedauerliche Tatsache, daß nur sehr wenige Schrift-
stücke über die ältere Geschichte von Stadtamhof auf uns gekommen sind. Nur die
Stadthauptkasse war in ein Privathaus nach Regensburg geflüchtet worden und konnte
auf diese Weise gerettet werden (Bayer. Hauptstaatsarchiv, M Inn Nr. 26 950).
") MF 22 800.
") MF 22 800.
14) Generalmajor Freiherr von Verger weilte von April bis Oktober 1809 in besonderer
Mission im Hauptquartier Napoleons. D ie Kosten für diese Entsendung betrugen nicht
weniger als 26 463 Gulden 46 Kreuzer (Bayer. Hauptstaatsarchiv, MF Nr. 55 613). Näheres
über Verger s. Oberbayerisches Archiv, Band 60 (1916) S. 347 f.
") MF 22 807.
16) Marie Leopoldine, Tochter des Erzherzogs Ferdinand von Österreich-Este, geb.
10. Dezember 1776, vermählt mit Kurfürst Karl Theodor von Bayern am 15. Februar 1795
als dessen zweite Gattin, gest. 23. Juni 1848. Sie entwickelte als Kurfürstin-Witwe einen
regen Geschäftssinn und betätigte sich mit Vorliebe an derlei etwas zweifelhaften Finanz*
Operationen. Ihr Brief an Krenner ist ohne Datum.
1 7) jetzt Königstraße.
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